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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Der Nationalrat überwies in der Wintersession 2017 stillschweigend ein Postulat
Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) für griffige Instrumentarien gegen Gewaltextremisten.
Der Bundesrat soll in einem Bericht aufzeigen, was für Instrumentarien insbesondere
im Strafrecht nötig wären, um besser gegen gewalttätigen Extremismus vorgehen zu
können. 1

POSTULAT
DATUM: 15.12.2017
KARIN FRICK

In Erfüllung eines Postulats Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) legte der Bundesrat im
Januar 2021 den Bericht «Griffige Instrumentarien gegen Gewaltextremismus» vor. Er
kam darin zur Einschätzung, dass die bestehenden – insbesondere im NAP zur
Verhinderung und Bekämpfung von Radikalisierung und gewalttätigem Extremismus
sowie im NDG – und vorgesehenen Massnahmen – etwa jene in der PMT-Vorlage –
grundsätzlich geeignet seien, die Bedrohung durch gewalttätigen Extremismus
einzudämmen. Gewalttätiger Extremismus bedrohe die innere und äussere Sicherheit
der Schweiz jedoch zunehmend, stellte die Regierung fest. Beim gewalttätigen
Linksextremismus beobachte man eine gewisse Lageverschärfung und mittelfristig
bestehe auch eine erhöhte Wahrscheinlichkeit für einen rechtsextremistisch
motivierten Anschlag eines Einzeltäters oder einer Einzeltäterin. Zur besseren
Früherkennung und Verhinderung gewalttätig-extremistischer Tätigkeiten schlug der
Bundesrat vor, genehmigungspflichtige nachrichtendienstliche Massnahmen wie die
Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs oder das Eindringen in
Computersysteme und -netzwerke künftig nicht nur bei Terrorismus, sondern auch in
Fällen von gewalttätigem Extremismus zuzulassen. Dies soll im Rahmen der bereits
angelaufenen NDG-Revision geschehen. 2

BERICHT
DATUM: 13.01.2021
KARIN FRICK

Nachdem der Bundesrat im Januar 2021 einen Bericht zu griffigen Instrumentarien
gegen Gewaltextremismus vorgelegt hatte, beantragte er die Abschreibung eines
Postulats Glanzmann-Hunkeler (mitte, LU). Der Nationalrat kam diesem Antrag in der
Sommersession 2022 nach und schrieb das Postulat stillschweigend ab. 3

POSTULAT
DATUM: 07.06.2022
LENA BALTISSER

1) AB NR, 2017, S. 2188
2) Bericht BR vom 13.1.21; Medienmitteilung BR vom 13.1.21
3) BBI 2022 858 (33 f.)

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK


